
 

  

S 2 AS 1346/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 7
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Im Rahmen einer Regelungsanordnung

nach § 86b Abs. 2 SGG kommt wegen des
vorläufigen Charakters der einstweiligen
Anordnung in der Regel nur eine
befristete und darlehensweise Bewilligung
von Sozialleistungen in Betracht.
Die Eigenheimzulage nach dem
Eigenheimzulagegesetz ist eine
zweckbestimmte Einnahme im Sinne von 
§ 11 Abs. 3 Nr. 1 a) SGB II und darf
jedenfalls dann nicht als Einkommen
angerechnet werden, wenn sie
zweckbestimmt verwendet wird (wie LSG
Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom
22.04.2005 – L 8 AS 39/05 ER – und LSG
Hamburg, Beschluss vom 01.07.2005 – L
5 B 116/05 ER AS -).
Die Angemessenheit einer
Eigentumswohnung im Sinne von § 12
Abs. 3 Nr. 4 SGB II richtet sich nur nach
der Größe und nicht nach dem Marktwert
der Wohnung.
Für die Angemessenheit eines
Kraftfahrzeuges im Sinne von § 12 Abs. 3
Nr. 2 SGB II gibt es keine starre
Wertgrenze.
Barvermögen im Sinne von § 12 Abs. 2
Nr. 1 SGB II ist nur aktuell zum Zeitpunkt
der Entstehung des Alg II-Anspruches
vorhandenes.

Normenkette SGG § 86b Abs. 2;
SGB II § 11 Abs. 3 Nr. 1 a, § 12 Abs. 2 Nrn.
1, 1a, 3, 4, Abs. 3 Nrn. 2, 4
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Aktenzeichen S 2 AS 1346/05 ER
Datum 20.06.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 2875/05 ER-B
Datum 01.08.2005

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerden der Antragstellerin und des Antragsgegners wird der
Beschluss des Sozialgerichts Ulm vom 20. Juni 2005 geÃ¤ndert: Der Antragsgegner
wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, der Antragstellerin
Arbeitslosengeld II in gesetzlicher HÃ¶he ab dem 13. Mai 2005 vorlÃ¤ufig als
Darlehen zu gewÃ¤hren. Bei der Berechnung der HÃ¶he der Leistung hat der
Antragsgegner davon auszugehen, dass: 1. kein verwertbares VermÃ¶gen
vorhanden ist (und zwar weder in Form von Barmitteln, noch als unangemessenes
Kraftfahrzeug oder unangemessen groÃ�e Eigentumswohnung) 2. die der
Antragstellerin im MÃ¤rz 2005 zugeflossene Eigenheimzulage in HÃ¶he von
3.323,40 EUR kein anrechenbares Einkommen darstellt. Die einstweilige Anordnung
wird â�� unter dem Vorbehalt des Weiterbestehens der HilfebedÃ¼rftigkeit â��
zeitlich begrenzt bis lÃ¤ngstens 31. Dezember 2005. Im Ã�brigen werden die
Beschwerden der Antragstellerin und des Antragsgegners zurÃ¼ckgewiesen.

Der Antragsgegner hat der Antragstellerin auch die Kosten des
Beschwerdeverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

In diesem Verfahren geht es um die vorlÃ¤ufige Bewilligung und Auszahlung von
Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem zweiten Buch des Sozialgesetzbuches
(SGB II). Die Antragstellerin bezog bis zum 25.01.2005 Arbeitslosengeld nach dem
SGB III. Sie lebt mit ihrem 1989 geborenen Sohn in einer Eigentumswohnung, die
sie 1999 erworben hat. Seit dem Jahr 2000 erhielt sie eine Eigenheimzulage in
HÃ¶he von jÃ¤hrlich 6.560,00 DM (entspricht 3.223,40 EUR), die zuletzt am
15.03.2005 ausbezahlt wurde. Den genannten Betrag verbrauchte sie noch im
MÃ¤rz 2005 fÃ¼r eine Abschlusszahlung fÃ¼r eine notwendige Dachsanierung des
Hauses und in diesem Zusammenhang angefallene Rechtsanwaltskosten sowie
fÃ¼r die Eintragung im Grundbuch. Wegen verschiedener BaumÃ¤ngel hatte sie
sich in einem auÃ�ergerichtlichen Vergleich mit dem BautrÃ¤ger und VerkÃ¤ufer
der Wohnung dahingehend geeinigt, dass eine letzte Kaufpreisrate nicht zu
bezahlen und dafÃ¼r die wegen der BaumÃ¤ngel notwendige Sanierung von ihr
selber auf eigene Kosten zu bewerkstelligen war und dass um die Frage der
WohnflÃ¤che (Erreichung der verkauften 97 mÂ²) nicht mehr gestritten werde.
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Ihren am 11.01.2005 gestellten Antrag auf GewÃ¤hrung von Leistungen zum
Lebensunterhalt nach SGB II (Alg II) lehnte der Antragsgegner mit Bescheid vom
23.02.2005 ab. In der BegrÃ¼ndung wird ausgefÃ¼hrt, das selbst genutzte
HausgrundstÃ¼ck sei von angemessener GrÃ¶Ã�e und sei nicht als VermÃ¶gen zu
berÃ¼cksichtigen. Der vorhandene PKW habe einen Zeitwert von ca. 9.786.- EUR
und Ã¼bersteige damit die Grenze des Angemessenen, die mit 5.000.- EUR
anzusetzen sei. AuÃ�erdem bestehe eine Lebensversicherung mit einem
RÃ¼ckkaufswert von 6.627.- EUR; auch seien verschiedene Barmittel angegeben
worden. Insgesamt summierten sich diese Werte auf ein VermÃ¶gen von Ã¼ber
20.000.- EUR. Damit sei die maÃ�gebliche Freigrenze von 8.800,00 EUR (44
Lebensjahre x 200,00 EUR) Ã¼berschritten.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren machte die Antragstellerin geltend, der
Freibetrag fÃ¼r notwendige Anschaffungen sei Ã¼bersehen worden. Ein Betrag von
6.596,63 EUR auf dem Girokonto sei bereits am 14. Januar fÃ¼r die Bezahlung einer
Handwerkerrechnung verbraucht gewesen und habe zum Zeitpunkt der
Bescheiderteilung und der Entstehung des Alg-II-Anspruchs nicht zur VerfÃ¼gung
gestanden. Die Sanierung sei wegen MÃ¤ngeln der Dachisolierung dringend
notwendig gewesen. Die Lebensversicherung sei durch eine VertragsergÃ¤nzung
mit einem Verwertungsausschluss nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 3 SGB II versehen und
deshalb nicht anrechenbar.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18.04.2005 wies der Antragsgegner diesen
Widerspruch zurÃ¼ck und stÃ¼tzte sich zur BegrÃ¼ndung nunmehr darauf, dass
allein wegen des Ã¼bersteigenden Wertes des Kraftfahrzeuges ein Anspruch auf
Alg II ausgeschlossen sei. Daneben sei die Lebensversicherung verwertbares
VermÃ¶gen. In einem auf dem Widerspruchsbescheid angebrachten Vermerk
"auÃ�erhalb des Widerspruchsverfahrens" berief sich der Antragsgegner
auÃ�erdem darauf, die Eigentumswohnung sei aufgrund ihres Wertes und der
GrÃ¶Ã�e nicht mehr als angemessen anzusehen.

Die Antragstellerin hat gegen diesen Widerspruchsbescheid am 13.05.2005 Klage
erhoben, die beim Sozialgericht (SG) Ulm unter dem Aktenzeichen S 2 AS 1345/05
noch anhÃ¤ngig ist. Gleichzeitig hat sie Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung gestellt. Mit Beschluss vom 20.06.2005 hat das SG den Antragsgegner
verpflichtet, "der Antragstellerin ab dem 26. Januar 2005 bis zum rechtskrÃ¤ftigen
Abschluss des Hauptsacheverfahrens S 2 AS 1345/05 Arbeitslosengeld II zu
gewÃ¤hren."

In der BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt das SG aus, der VermÃ¶gensfreibetrag belaufe sich im
Falle der Antragstellerin auf insgesamt 14.400,00 EUR, da ein Freibetrag fÃ¼r den
minderjÃ¤hrigen Sohn und zwei FreibetrÃ¤ge fÃ¼r Anschaffungen berÃ¼cksichtigt
werden mÃ¼ssten. Das BarvermÃ¶gen sei vor der Entstehung eines Anspruchs auf
Alg II verbraucht gewesen und kÃ¶nne deshalb nicht angerechnet werden.

Der Bedarf der Antragstellerin und ihres Sohnes sei richtigerweise auf 829,62 EUR
zu errechnen. Dem stehe neben den vom Antragsgegner angerechneten Zahlungen
ein Einkommen aus einer im April aufgenommenen, geringfÃ¼gigen
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BeschÃ¤ftigung in HÃ¶he von 160,00 EUR monatlich gegenÃ¼ber, welches um den
Absetzbetrag nach Â§ 30 Ziff. 1 SGB II zu verringern sei. Insgesamt habe die
Antragstellerin ein Einkommen von 800,79 EUR, weshalb der Bedarf auch ab April
2005 ihr Einkommen Ã¼bersteige. Aus den Akten ist ersichtlich, dass als
Einkommen der Antragstellerin das ihr zuflieÃ�ende Kindergeld,
Unterhaltszahlungen des Vaters fÃ¼r ihren Sohn sowie ein ZwÃ¶lftel der
Eigenheimzulage angenommen wird.

Hiergegen haben der Antragsgegner am 14.07. und die Antragstellerin am
20.07.2005 Beschwerde erhoben. Die Antragstellerin wendet sich vor allem gegen
die Anrechnung der Eigenheimzulage als Einkommen. Der Antragsgegner kommt in
einer neuerlichen Berechnung und in Abweichung von den bisherigen
BegrÃ¼ndungen zu dem Ergebnis, dass das Einkommen den anzuerkennenden
Bedarf Ã¼bersteige. AuÃ�erdem sei die Eigentumswohnung nicht nur in der
GrÃ¶Ã�e, sondern auch nach ihrem Wert unangemessen. Lege man â�� wie es den
Richtlinien des Landkreis- und StÃ¤dtetages entspreche â�� die WohnflÃ¤chen des
Â§ 39 des 2. Wohnungsbaugesetzes zugrunde, kÃ¶nne man von 120 mÂ² ausgehen,
die allerdings fÃ¼r eine vierkÃ¶pfige Familie gedacht seien. Diese FlÃ¤che sei um
jeweils 20 mÂ² zu verringern, wenn weniger Personen in der Wohnung lebten. Es sei
deshalb nur eine WohnflÃ¤che von 80 mÂ² als angemessen anzusehen. Die
Wohnung mÃ¼sse verkauft werden, um eventuelle Bedarfe zu decken.

II.

Die unter Beachtung der Vorschrift des Â§ 173 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
form- und fristgerecht eingelegten Beschwerden, denen das SG nicht abgeholfen
hat (Â§ 174 SGG), sind zulÃ¤ssig. Die Beschwerde der Antragstellerin ist im
Wesentlichen begrÃ¼ndet. Die Beschwerde des Antragsgegners fÃ¼hrt lediglich
zur Modifikation des Ausspruchs (darlehensweise GewÃ¤hrung und Beginn der
Leistung).

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG kann das Gericht der Hauptsache, soweit nicht ein
Fall des Abs. 1 a.a.O. vorliegt, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung
des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers
vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind
auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Satz 2 a.a.O.).

Vorliegend kommt, da die Voraussetzungen des Â§ 86b Abs. 1 SGG ersichtlich nicht
gegeben sind und es auch nicht um die Sicherung eines bereits bestehenden
Rechtszustands geht (Sicherungsanordnung (Abs. 2 Satz 1 a.a.O.)), nur eine
Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG in Betracht (vgl. dazu Meyer-
Ladewig, SGG, 7. Auflage, Â§ 86b Rdnrn. 25 ff; Funke-Kaiser in Bader, VwGO, 3.
Auflage, Â§ 123 Rdnrn. 7, 11.). Der Erlass einer einstweiligen Anordnung verlangt
grundsÃ¤tzlich die â�� summarische â�� PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der
Hauptsache sowie die Erforderlichkeit einer vorlÃ¤ufigen gerichtlichen Entscheidung
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(vgl. Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) Buchholz 421.21
Hochschulzulassungsrecht Nr. 37; Schoch in Schoch/Schmidt-AÃ�mann/Pietzner, 
VwGO Â§ 123 Rdnrn. 64, 73 ff., 80 ff.; Puttler in Sodan/Ziekow, VwGO Â§ 123 Rdnrn.
78 ff.). Die Erfolgsaussicht des Hauptsacherechtsbehelfs (Anordnungsanspruch) und
die EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen Regelung (Anordnungsgrund) sind
glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 der
Zivilprozessordnung). Dabei sind die diesbezÃ¼glichen Anforderungen umso
niedriger, je schwerer die mit der Versagung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes
verbundenen Belastungen â�� insbesondere auch mit Blick auf ihre
Grundrechtsrelevanz â�� wiegen (vgl. Bundesverfassungsgericht (BVerfG) NJW
1997, 479, 480 f.; NJW 2003, 1236 f.; Beschluss vom 12.05.2005 â�� 1 BvR 569/05
(http://www.bverfg.de/entscheidungen)); Funke-Kaiser in Bader, VwGO, 3. Auflage,
Â§ 123 Rdnr. 58; Puttler in Sodan/Ziekow, a.a.O. Rdnrn. 95, 99 ff.). Die
Erfolgsaussichten der Hauptsache sind daher bei besonders folgenschweren
BeeintrÃ¤chtigungen u.U. nicht nur summarisch, sondern abschlieÃ�end zu
prÃ¼fen; ggf. ist eine FolgenabwÃ¤gung vorzunehmen (vgl. BVerfG NVwZ 1997,
a.a.O. Beschluss vom 12.05.2005 a.a.O.). MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung der
Anordnungsvoraussetzungen sind regelmÃ¤Ã�ig die VerhÃ¤ltnisse im Zeitpunkt der
gerichtlichen Eilentscheidung (vgl. Hamburgisches Oberverwaltungsgericht (OVG),
Beschluss vom 4.04.1990 â�� Bs IV 8/90 â�� (JURIS); Bayerischer
Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 24.08.1994 â�� 12 CE 94.2401 (JURIS);
Schoch in Schoch/Schmidt-AÃ�mann/Pietzner, a.a.O. Rdnrn. 165 ff.; Puttler in
Sodan/Ziekow, a.a.O. Rdnr. 79; Funke-Kaiser a.a.O. Rdnr. 62).

Auf die Beschwerde des Antragsgegners ist die Leistungsverpflichtung auf die
darlehensweise Bewilligung zu beschrÃ¤nken. Im Hinblick auf die VorlÃ¤ufigkeit
einer einstweiligen Anordnung ist in aller Regel bei Sozialleistungen nur eine
darlehensweise GewÃ¤hrung auszusprechen, um eine spÃ¤tere
RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung nicht unnÃ¶tig zu erschweren. Damit wird dem
vorlÃ¤ufigen Charakter der einstweiligen Anordnung am ehesten entsprochen (VGH
Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 19.03.1993, VBlBW 1994, 109; OVG
Brandenburg, Beschluss vom 17.12.2003, FEVS 55, 262 m.w.N.; vgl. auch
Finkelnburg/Jank, VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz, 4. Aufl. Rdnr. 1243). Sollte sich die
Auffassung des Antragsgegners als richtig erweisen, wÃ¤re es der Antragstellerin
mÃ¶glich und zumutbar, aus ihrem VermÃ¶gen die gewÃ¤hrten Leistungen
zurÃ¼ckzuzahlen. Damit stellt sich die Frage eines eventuellen dauerhaften
Verlustes und damit der (endgÃ¼ltigen) Vorwegnahme der Hauptsache nicht, wobei
der Senat gerade im Bereich von Leistungen zum Lebensunterhalt zu der
Auffassung neigt, dass ein solches generelles Verbot nicht existiert (vgl. hierzu
Funke-Kaiser a.a.O. Rdnr. 58 und Puttler in Sodan/Ziekow a.a.O. Rdnr. 12 m.w.N.).

Weiter ist auf die Beschwerde des Antragsgegners der angefochtene Beschluss
dahingehend zu Ã¤ndern, dass eine Verpflichtung zur Bewilligung von Leistungen
vor dem Zeitpunkt der Beantragung der einstweiligen Anordnung beim Sozialgericht
(13.05.2005) nicht in Frage kommt. Dies beruht auf dem auch fÃ¼r das Recht des
SGB II geltenden Grundsatz, dass Hilfe zum Lebensunterhalt im Wege einer
einstweiligen Anordnung nur zur Behebung einer gegenwÃ¤rtigen Notlage zu
erfolgen hat und nicht rÃ¼ckwirkend zu bewilligen ist, wenn nicht ein

                               5 / 9

https://dejure.org/gesetze/VwGO/123.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/123.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201997,%20479
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201997,%20479
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202003,%201236
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=IV%208/90
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20CE%2094.2401
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=VBlBW%201994,%20109


 

Nachholbedarf plausibel und glaubhaft gemacht ist (vgl. hierzu OVG Brandenburg,
a.a.O. und Finkelnburg/Jank a.a.O. Rdnr. 1245 m.w.N.).

Auf die Beschwerde der Antragstellerin ist der Antragsgegner zur GewÃ¤hrung einer
hÃ¶heren Leistung als im angefochtenen Beschluss ausgesprochen zu verpflichten.
Der streitige Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt, der einer vorlÃ¤ufigen
Regelung bedarf (Anordnungsanspruch), ist bei der im Verfahren des vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes zulÃ¤ssigen summarischen PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage
aller Voraussicht nach gegeben. Der Anordnungsgrund, die besondere Dringlichkeit,
ergibt sich daraus, dass es sich um Leistungen zur Bestreitung des
Lebensunterhaltes handelt, die nunmehr bereits seit lÃ¤ngerem ausstehen.

Die Antragstellerin hat fÃ¼r sich und ihren minderjÃ¤hrigen Sohn Anspruch auf die
Regelleistung nach Â§ 20 Abs. 1 und 2 SGB II, ohne dass anrechenbares VermÃ¶gen
dem entgegenstÃ¼nde. Dabei ist nach Â§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 4 SGB II in
Ã�bereinstimmung mit dem SG ein Freibetrag von 14.400,00 EUR fÃ¼r die
Antragstellerin und den mit ihr in Haushaltsgemeinschaft lebenden minderjÃ¤hrigen
Sohn XXX anzusetzen. Fest steht auch, dass der am 13.01.2005 auf dem Girokonto
der Antragstellerin eingegangene Betrag von 6.000,00 EUR nicht zu diesem
VermÃ¶gen gehÃ¶ren kann, weil er zum Zeitpunkt des Entstehens des Alg II-
Anspruches, am 26.01.2005, nicht vorhanden war. VermÃ¶gen im Sinne des Â§ 12
SGB II ist nur aktuell vorhandenes und nicht frÃ¼her bestehendes oder
zwischenzeitlich verbrauchtes. Nach den aus den Akten ersichtlichen Zahlen Ã¼ber
sonstige VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde wird der genannte Betrag der
VermÃ¶gensgrenze nicht annÃ¤hernd erreicht. Dabei ist zu beachten, dass
entgegen der Auffassung des Antragsgegners die vorhandene Lebensversicherung
nicht verwertbar ist. Dies ergibt sich ohne Weiteres aus Â§ 12 Abs. 2 Nr. 3 SGB II,
wonach geldwerte AnsprÃ¼che, die der Altersvorsorge dienen, bis zur HÃ¶he von
13.000,00 EUR abzusetzen sind, soweit der Inhaber sie vor dem Eintritt in den
Ruhestand aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung nicht verwerten kann. Die
entsprechende Verwertungsausschlussklausel zu diesem Versicherungsvertrag mit
dem Datum 05.01.2005 ist nachgewiesen.

Verwertbares VermÃ¶gen ist auch nicht die von der Antragstellerin und ihrem Sohn
bewohnte Eigentumswohnung, da hierfÃ¼r diese zum SchonvermÃ¶gen i.S.v. Â§ 12
Abs. 3 Nr. 4 SBG II gehÃ¶ren dÃ¼rfte. Nach dieser Vorschrift ist als VermÃ¶gen
nicht zu berÃ¼cksichtigen ein selbst genutztes HausgrundstÃ¼ck von
angemessener GrÃ¶Ã�e oder eine entsprechende Eigentumswohnung. Entgegen
der Auffassung des Antragsgegners spielt bei der Anwendung dieser Vorschrift der
Wert der Wohnung keine Rolle, weshalb es nicht darauf ankommt, wie hoch dieser
konkret ist (so auch Eicher/Spellbrink, SGB II, Rdnr. 70 zu Â§ 12). Dies folgt bereits
aus dem gegenÃ¼ber Â§ 90 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 SGB XII, der dasselbe Problem in der
Sozialhilfe nach SGB XII regelt, anderen Wortlaut der Norm. Man kann dem
Gesetzgeber des SGB II und XII nicht unterstellen, er habe die Nennung des Wertes
des GrundstÃ¼cks in Â§ 12 SGB II vergessen, weshalb der Senat derzeit keine â��
wie immer ausfÃ¼llungsbedÃ¼rftige â�� LÃ¼cke erkennen kann.

Was die Angemessenheit unter dem Gesichtspunkt der GrÃ¶Ã�e angeht, gibt es
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hierzu keine nÃ¤heren gesetzlichen Vorgaben. Der Senat geht fÃ¼r das hier zu
entscheidende Verfahren mit dem Antragsgegner davon aus, dass es angebracht
sein kann, in Ã�bereinstimmung mit der frÃ¼heren Praxis in der Sozialhilfe die
Angemessenheit anhand der WohnungsgrÃ¶Ã�en des inzwischen auÃ�er Kraft
getretenen 2. Wohnungsbaugesetzes zu ermitteln ist. Nach dessen Â§ 39 Abs. 1 Nr.
1 werden mit Ã¶ffentlichen Mitteln Eigentumswohnungen bis zu 120 Quadratmeter
gefÃ¶rdert, also als angemessen angesehen. FÃ¼r die vom Antragsgegner
vorgenommene Reduzierung der FlÃ¤che fehlt es an einer ausreichenden
BegrÃ¼ndung. Eine solche ergibt sich insbesondere nicht aus den in der
Beschwerdeschrift zitierten Vorschriften. Die einschlÃ¤gigen Â§Â§ 39 Abs. 1 Nr. 1
und 82 des 2. Wohnungsbaugesetzes lassen lediglich eine Ã�berschreitung der
genannten FlÃ¤che bei Haushalten mit Ã¼ber vier Personen zu, nicht aber eine
Unterschreitung. Entsprechend sieht auch die Verwaltungsvorschrift des
Wirtschaftsministeriums zur WohnraumfÃ¶rderung (GABl 2002, 194) unter 3.4.2 nur
eine ErhÃ¶hung der WohnflÃ¤chen bei grÃ¶Ã�eren Haushalten vor, nicht hingegen
eine Reduzierung bei kleineren.

UnabhÃ¤ngig von dieser Rechtslage hat der Antragsgegner bei der Frage der
angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e auch nicht berÃ¼cksichtigt, dass an den
WohnflÃ¤chenannahmen Zweifel angebracht sind. Die Wohnung der Antragstellerin
besteht aus zwei Ebenen, wovon eine eine so genannte Galerie direkt unter dem
Dach darstellt. Nach den dem Senat vorliegenden Planzeichnungen ist es durchaus
fraglich, ob und ggf in welchem Umfang die RÃ¤umlichkeiten in diesem Bereich
WohnrÃ¤ume im Sinne des Â§ 2 Abs. 7 der Landesbauordnung (LBO) sind und
deshalb der WohnflÃ¤che zuzurechnen sind. Die dafÃ¼r erforderlichen MaÃ�e
(lichte HÃ¶he von 2,2 m Ã¼ber die HÃ¤lfte der GrundflÃ¤che; vgl. Â§ 34 Abs. 1 LBO)
werden mÃ¶glicherweise nicht erreicht.

Dazu kommt in im hier zu entscheidenden Fall Folgendes: Der Antragsgegner hat
die auch bei Zugrundelegung seiner Rechtsauffassung sich aufdrÃ¤ngende Frage
nicht geprÃ¼ft, ob die Verwertung der Wohnung eine besondere HÃ¤rte im Sinne
von Â§ 9 Abs. 4 SGB II darstellen kÃ¶nnte. Solange diese Entscheidung nicht
getroffen ist, ist eine Verwertung ohnehin unzumutbar. Bei dieser PrÃ¼fung
mÃ¼sste auch die oben angesprochene Frage der wirklichen WohnungsgrÃ¶Ã�e
vom Antragsgegner berÃ¼cksichtigt werden.

Der vorhandene PKW dÃ¼rfte ebenfalls kein anrechenbares VermÃ¶gen darstellen.
Die vom Antragsgegner fÃ¼r die Wertgrenze von 5.000.- EUR gegebene
BegrÃ¼ndung hebt maÃ�geblich auf eine innerdienstliche Weisung der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und eine Einigung des StÃ¤dtetages ab. Im Hinblick auf
die Zielsetzung des SGB II (vgl Â§ 1 SGB II) mit der Betonung der
Eigenverantwortung und dem Grundsatz des Forderns (Â§ 2 SGB II) ist der
Arbeitssuchende â�� gerade im lÃ¤ndlichen Bereich, in dem die Antragstellerin lebt
â�� auf ein Kraftfahrzeug angewiesen. Dies sollte keines mit "Ã¤uÃ�erst geringem
Wert" sein, weil solche in der Regel Ã¤ltere und damit eher reparaturanfÃ¤llige
Modelle sein werden. Mit einem Wert von unter 10.000.- EUR erscheint das
Fahrzeug nicht unangemessen.
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Dem Anspruch der Antragstellerin steht auch kein bedarfsdeckendes Einkommen
gegenÃ¼ber. Bei dessen Errechnung darf die im MÃ¤rz ausbezahlte
Eigenheimzulage im konkreten Fall nicht als zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen
(Â§ 11 Abs. 1 SGB II) angesehen werden. Zwar zÃ¤hlt zu den Einnahmen
grundsÃ¤tzlich jeglicher Zufluss. FÃ¼r Zahlungen, die fÃ¼r einen lÃ¤ngeren
Zeitraum erfolgen, bestimmt Â§ 2 Abs. 3 der auf der Grundlage des Â§ 13 SGB II
erlassenen Verordnung (Alg II-V), dass die Einmalzahlung dem Grunde nach auf die
Folgezeit entsprechend den SÃ¤tzen des Â§ 12 SGB II zu verteilen ist. Damit ist aber
noch nichts Ã¼ber die Frage der Anrechenbarkeit selber gesagt. Diese richtet sich
nach Â§ 11 Abs. 3 Nr. 1a SGB II. Danach sind zweckbestimmte Einnahmen, die
einem anderen Zweck als Leistungen nach dem SGB II dienen und die Lage des
EmpfÃ¤ngers nicht so gÃ¼nstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach
diesem Buch nicht gerechtfertigt wÃ¤ren, nicht als Einkommen zu
berÃ¼cksichtigen. Diese Voraussetzungen dÃ¼rften fÃ¼r die im MÃ¤rz ausbezahlte
Eigenheimzulage 2005 vorliegen.

Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Urteil vom 28.05.2003 (5 C 41/02,
DVBl 2004, 54 = NVwZ-RR 2004, 112) zu der einen Ã¤hnlichen Fall im frÃ¼heren
Sozialhilferecht regelnden Vorschrift des Â§ 77 Abs. 1 BSHG ausgefÃ¼hrt, dass die
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz vom 15. Dezember 1995 in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. 03.1997 (BGBl. I, S. 734 â�� EigZulG -)
keine zweckbestimmte Leistung sei. Diese Auslegung beruht aber wesentlich auf
dem Wortlaut des Â§ 77 Abs. 1 BSHG der in den hier maÃ�geblichen Punkten lautet:
"Leistungen, die aufgrund Ã¶ffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem
ausdrÃ¼cklich genannten Zweck gewÃ¤hrt werden â�¦". Dagegen war nach der
VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 194 Abs. 3 Nr 4 SGB III a.F. im Bereich der
Arbeitslosenhilfe die Eigenheimzulage ausdrÃ¼cklich von der Bewertung als
anrechenbares Einkommen ausgenommen. Nunmehr verlangt Â§ 11 Abs. 3 Nr. 1a
SGB II nur, dass es sich um zweckbestimmte Einnahmen handelt, die einem
anderen Zweck als die Leistungen nach SGB II dienen. Bereits der unterschiedliche
Wortlaut legt es nahe, diese Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes als
nicht maÃ�geblich fÃ¼r das Recht des SGB II anzusehen. Der Senat stimmt in
diesem Punkt dem LSG Niedersachsen-Bremen zu, das im Beschluss vom
25.04.2005 â�� L 8 AS 39/05 ER â�� ausgefÃ¼hrt hat, die Darlehen zum Erwerb
eines begÃ¼nstigten Objektes wÃ¼rden gekÃ¼ndigt, wenn sie nicht bedient
wÃ¼rden, was letztlich die Folge habe, dass das Objekt verkauft oder versteigert
werden mÃ¼sse. Damit entfÃ¤llt auch der Anspruch auf die Zulage (vgl Â§ 11 Abs.
3 EigZulG). Daraus ist zu schlieÃ�en, dass die Eigenheimzulage einem Zweck dient,
nÃ¤mlich dem der Bildung von Wohnungseigentum fÃ¼r bestimmte Schichten der
BevÃ¶lkerung. Â§ 2 Abs. 1 des EigZulG bestimmt demgemÃ¤Ã�, dass begÃ¼nstigt
(im Sinne des Gesetzes) die Herstellung oder Anschaffung einer Wohnung in einem
im Inland belegenen eigenen Haus oder in einer im Inland belegenen eigenen
Eigentumswohnung ist. Nach Â§ 5 EigZulG dÃ¼rfen die dort genannten
Einkommensgrenzen nicht Ã¼berschritten werden. Der Anspruch entsteht mit
Beginn der Nutzung der hergestellten oder angeschafften Wohnung zu eigenen
Wohnzwecken (Â§ 10 EigZulG) und besteht nur fÃ¼r die Kalenderjahre, in denen
der Anspruchsberechtigte die Wohnung zu eigenen Wohnzwecken nutzt (Â§ 4 Satz 1
EigZulG). Damit wird klargestellt, dass es dem Gesetzgeber des
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Eigenheimzulagegesetzes nicht um VermÃ¶gensbildung als solche, sondern um die
Schaffung von Wohnraum fÃ¼r bestimmte BevÃ¶lkerungsschichten geht. Dass dies
so ist, ergibt sich auch aus der in Â§ 6 Abs. 1 des Eigenheimzulagegesetzes
enthaltenen BeschrÃ¤nkung auf eine Wohnung. SchlieÃ�lich errechnet sich die
Eigenheimzulage gemÃ¤Ã� Â§ 8 des Gesetzes auf der Grundlage der konkreten
Herstellungs- oder Anschaffungskosten zuzÃ¼glich der Aufwendungen fÃ¼r
Instandsetzungs- und ModernisierungsmaÃ�nahmen innerhalb eines bestimmten
Zeitraums. Bei dieser Sachlage spricht viel dafÃ¼r, dass die Eigenheimzulage in der
Tat nicht der Sicherung der Wohnung als Lebensmittelpunkt, sondern der Sicherung
der Wohnung als privilegiertem Eigentum i.S.v. Â§ 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II dient.
Damit hat sie einen anderen Zweck als die Sicherung der Kosten der Unterkunft im
Sinne von Â§ 19 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Â§ 22 SGB II (so auch LSG Hamburg, Beschluss
vom 07.07.2005 â�� L 5 B 116/05 ER AS m.w.N. und unter Hinweis auf den sachlich
gleichen Beschluss des LSG Schleswig-Holstein vom 08.06.2005 â�� L 10 B 99/05
ER AS; vgl auch Hauck/Noffz, SGB II, Rdnr. 235 f zu Â§ 11; die Gegenmeinung von
BrÃ¼hl in LPK-SGB II Rdnr. 43 zu Â§ 11 kann nicht Ã¼berzeugen, da aus den
Regelungen des EigZulG ein Zweck erkennbar ist, den der Gesetzgeber verfolgt).
Diese Auslegung muss jedenfalls dann gelten, wenn die Eigenheimzulage
tatsÃ¤chlich fÃ¼r den vom Gesetz vorgesehenen Zweck verwendet worden ist oder
verwendet wird.

Nach den Angaben der Antragstellerin und ihren dazu vorgelegten Belegen steht
fÃ¼r den Senat auÃ�er Zweifel, dass die im MÃ¤rz ausbezahlte Eigenheimzulage
2005 fÃ¼r eine notwendige Sanierung des Daches des von ihr bewohnten Hauses
verwendet worden ist und fÃ¼r Kosten im Zusammenhang mit der Eintragung als
EigentÃ¼merin und fÃ¼r Kosten, die aufgrund der SachmÃ¤ngel der verkauften
Wohnung entstanden sind. Dies dÃ¼rfte aller Voraussicht nach eine
zweckbestimmte Verwendung der Mittel darstellen, weshalb eine fiktive
Anrechnung dieses nicht mehr vorhandenen Geldes als Einkommen in den
Folgemonaten nicht zulÃ¤ssig ist.

Die weiteren Voraussetzungen des Â§ 11 Abs. 3 SGB II, dass die Einnahmen die
Lage der Antragstellerin nicht so gÃ¼nstig beeinflussen, dass daneben Leistungen
nach SGB II nicht gerechtfertigt sind, sind nach Auffassung des Senats erfÃ¼llt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Angesichts der Unklarheit der
erstinstanzlichen Entscheidung und des Ã¼berwiegenden Obsiegens der
Antragstellerin erschien eine Quotelung der Kostentragung nicht angemessen.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 29.08.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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